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Keine liechtensteinische Entscheidung ist auch eine Entscheidung 
Bewegung an allen Fronten in Europa ohne Liechtenstein? - Fragen nach der Aussenpolitik im Rahmen der Integrationsbestrebungen 

(G.M.)  - Die Dynamik des Integra-' 
tionsprozesses in Europa, die mit der 
EG-Erklärung zur Schaffung eines «Bin­
nenmarktes» bis 1992 ihren Anfang 
nahm, hält derzeit unvermindert an. In 
den letzten Tagen hat sich das neuge­
wählte Europäische Parlament in Strass-
burg mit integrationspolitischen Fragen 
auseinandergesetzt, in Brüssel sprachen 
EG- und EFTA-Delegierte über die 
Möglichkeiten zur weitergehenden Zu­
sammenarbeit, mit der Paraphierung 
eines Abkommens öffnete sich der EG-
Binnenmarkt für schweizerische Direkt­
versicherungen. Von dieser Dynamik, die 
schon seit rund fünf Jahren anhält und 
sich offensichtlich in jüngster Zeit noch 
weiter entwickelte, ist in unserem Land 
vorerst noch nichts zu spüren. «Keine 
liechtensteinische Entscheidung», unter­
strich vor kurzem der frühere . Regie­
rungschef Dr. Gerard Batliner in einem 
Vortrag, «ist schon eine Entscheidung». 

Solange das Lavieren zwischen ver­
schiedenen Positionen zum Prinzip des 
politischen Handelns erhoben wird, dürf­
te wohl kaum eine Entscheidung gefällt 
oder eine Position für die Zukunft dekla­
riert werden. Als die Diskussionen in den 
Nachbarstaaten Schweiz und Österreich 
über die künftige Gestaltung der Bezie­
hungen noch in vollem Gange war, ver­
wies Regierungschef und Aussenminister 
Hans Brunhart darauf, dass zuerst die 
Positionen der grösseren Staaten geklärt 
sein müssten, bevor das Fürstentum 
Liechtenstein seine Vorstellungen be­
kanntgeben könne. In Ermangelung der 
Grundlagenarbeit für die Festlegung der 
Richtlinien und Perspektiven in Richtung 
Europa, die schon längst erarbeitet sein 
sollte, kann die Position Liechtensteins 
noch nicht bekanntgegeben werden, ob-
schon inzwischen die Schweiz ihre Hal­
tung eines vorläufigen Nichtbeitritts zur 
E G  begründete und Österreich sein Bei­
trittsgesuch in Brüssel bereits deponierte. 

Fehlende Perspektiven 
Wer allerdings in unserem Land auf die 

fehlenden Perspektiven der Europapoli­
tik aufmerksam macht und auf die Ver­
säumnisse in den letzten zehn Jahren hin­
weist, muss mit einer geballten Ladung 
an Beschuldigungen von Seiten der 
Mehrheitspartei rechnen. Erst vor weni­
gen Tagen hat sich das VU-Püblikations-
organ, offenbar unberührt von den Ent-

Verspätungen auf 
Schweizer Flughäfen 

Zürich/Genf (AP) Auf den Schweizer 
Flughäfen ist es wegen des Streiks bei der 
französischen Flugsicherung schon am 
frühen Freitag Nachmittag zu ersten Ver­
spätungen gekommen. In  Zürich-Kloten 
mussten Reisende nach Spanien und Por­
tugal eineinhalb bis drei Stunden warten. 
In Genf-Cointrin blieb es  zunächst bei 
Verspätungen von einer halben Stunde. 
Für  Freitagabend und das Wochenende 
wurden jedoch weitere Störungen er­
wartet. 

Ebenfalls betroffen vom Ausstand der 
technischen Wartungsbetriebe bei der 
französischen Flugsicherung waren am 
frühen Freitag nachmittag Flüge von Zü­
rich-Kloten nach Nordamerika, die teil­
weise über französisches Gebiet gehen. 

RISKIEREN SIE EINEN 

BLICK 
federer 

BRILLEN U N D  KONTAKTLINSEN 
G R Ü N A U S T R . 1 , 9 4 7 0  B U C H S . T E L . 0 8 5 /  6 2 8 1 8  

Wicklungen auf europäischer Ebene, über 
die «Perspektivenlosigkeit der liechten­
steinischen Aussenpolitik» ausgelassen 
und darauf verwiesen, dass zu dieser The­
matik bereits «zahlreiche substantielle In­
formationsschriften zu den grossen The­
menbereichen der liechtensteinischen 
Aussenpolitik veröffentlicht» wurden. 

Wiederholung von Unverbindlichkeiten 
Zahlreich sind in der Vergangenheit, 

so muss korrigierend gesagt werden, die 
Schriftstücke beileibe nicht gewesen -
und substantiell nur unter der Vorausset­
zung, dass grosszügig über die Ansamm­
lung von Gemeinplätzen zu aussenpoliti-
schen Fragen hinweggesehen wird. Es  
werde wichtig sein, so schrieb der Regie­
rungschef beispielsweise in einem Bericht 
über «Standort und Zielsetzungen der 
liechtensteinischen Aussenpolitik» vor 
zwei Jahren, «die auf Vollendung des 
EG-Binnenmarktes abzielenden Mass­
nahmen mit den Bestrebungen zur Ver­
tiefung und Stärkung der Beziehungen 
EFTA-EG abzustimmen.» Solche For­
mulierungen gehören zu den Meisterstük-

ken an Unverbindlichkeit, deren periodi­
sche Wiederholung als Ersatz für tatsäch­
liches Handeln gebraucht wird. 

Liechtenstein als Vertragspartei 
Unbekannt sind jedoch bei den zustän­

digen Behörden weder die Entwicklun­
gen im Integrationsprozess noch die Not­
wendigkeiten zum Handeln. Im Rahmen 
der verstärkten Integrationsbestrebungen 
sei für Liechtenstein bedeutsam, führte 
vor einem Jahr der  Leiter des Volkswirt­
schaftsamtes, Dr. Benno Beck, vor der 
Industrie- und Handelskammer aus, 
«dass das Wirkungsfeld in Zukunft immer 
mehr auf Gebiete ausgedehnt wird, die 
von dem durch den Zollvertrag (mit der 
Schweiz) geregelten Vertretungsrecht 
durch die Schweiz nicht mehr oder nur 
noch teilweise erfasst sind». Das heisst, 
wie er weiter unterstrich, dass Liechten­
stein, falls es in die zwischen EFTA- und 
EG-Staaten zu treffenden Vereinbarun­
gen einbezogen werden möchte, «als Ver­
tragspartei aufzutreten hat.» 

Auch im Vorfeld der EFTA-Gipfel-
konferenz vom März 1989 waren entspre­

chende Anmerkunen - beziehungsweise 
nicht aus unserem Land, sondern aus EF-
TA-Kreisen - zu vernehmen: Liechten­
stein müsse das Recht zugestanden wer­
den, sein Verhältnis zur EFTA und zu 
den EFTA-Partnern den neuen Gegeben­
heiten anzupassen. 

Nicht warten auf die anderen 
Und der frühere Regierungschef Dr ,  

Gerard Batliner, der  sich seit Jahren in­
tensiv mit den Perspektiven Liechten­
steins in einem sich wandelnden Europa 
auseinandersetzt, weist in seiner Schrift 
«Liechtenstein und die europäische Inte­
gration» ebenfalls auf dieses Defizit und 
vor allem auf das Defizit an Entscheidun­
gen hin: «Keine liechtensteinische Ent­
scheidung ist schon eine Entscheidung.» 
E r  zitiert ferner einen schweizerischen 
Beamten, der festgestellt habe, Liechten­
stein verlasse sich auf das Vordenken der 
Schweiz - und führt dann aus: «Zu war­
ten, bis die Schweiz ihre Konzepte fertig­
gestellt hat, ist so verrückt, wie es für die 
Schweiz verrückt wäre zu warten, bis die 
E G  ihre Konzepte fertiggestellt hat.» 

Ein letzter Stein im Umweltschutzmosaik 
Nach der Luftreinhaltung, der Abfallentsorgung lind dem Bodenschutz nun auch Lärmschutz 

(G.M.) - Umweltschutz als Staatsaufgabe hat in den letzten Jahren eine zunehmende Bedeutung erhalten. Nachdem mit 
der Waldordnung und dem Naturschutzgesetz schon seit Jahrzehnten gesetzliche Bestimmungen bestanden, sind in jüngerer 
Vergangenheit die Gesetze über den Gewässerschutz, die Luftreinhaltung und den Abfall hinzugekommen. Die Vorlage 
über den Bodenschutz befindet sich derzeit in einer Landtagskommission in Bearbeitung, während beim letzten der 
Umweltschutzgesetze, dem Lärmschutzgesetz, das Vernehmlassungsverfahren abgeschlossen wurde, so dass wahrscheinlich 
im Herbst 1989 mit einer Vorlage an den Landtag gerechnet werden kann. 

I m  Unterschied zu r  Schweiz, die mit  
e inem globalen Umweltschutzgesetz 
u n d  d e n  diesbezüglichen Verordnun­
gen  d e n  gesetzlichen R a h m e n  für d e n  
Umweltschutz  schaffte, wurden in un­
serem L a n d  Einzelgesetze geschaffen. 
W ä h r e n d  lange Ze i t  die Best immungen 
ü b e r  d ie  Waldordnung, das  generel le  
Naturschutzgesetz u n d  d e r  Schutz d e r  
Gewässe r  genügte ,  ist m a n  sich mit  
d e m  Waldsterben bewusst geworden ,  
dass d e r  gesetzliche R a h m e n  auch auf  
weitere Bereiche ausgedehnt  werden  
muss, «Neue  Kenntnisse», erklärte  d ie  
Regierung 1986 in ihrer  S tandor tbe­
s t immung ü b e r  «Umweltschutz in 
Liechtenstein»,  sollten «umgehend 
Eingang  in die Umweltschutzpoli t ik 

finden.» In e inem Interview führte Re­
gierungschef-Stellvertreter Dr. Herbe r t  
Wille als zuständiges Regierungsmit­
glied f ü r  d e n  Umweltschutz  au f  e ine  
Frage nach d e n  verschiedenen Umwel t ­
gesetzen aus: «Ich bin sehr  d a r a n  inter­
essiert .  raschmöglichst d e n  Kreis d e r  
Gese tze  zu schliessen, die es  b rauch t ,  
u m  ein ausreichendes  gesetzliches In­
s t rumentar ium a u f  d e m  G e b i e t e  d e s  
Umweltschutzes  z u  haben .»  

Als  letztes d ieser  Umweltschutzge­
setze gab  e r  E n d e  1988 e ine  Vorlage für  
ein Lärmschutzgesetz in d ie  Vernehm­
lassung, die inzwischen mit d e n  Stel­
lungnahmen d e r  interessier ten Kreise  
abgeschlossen wurde .  D i e  Vorlage 

folgt in ih re r  Konzept ion d e n  bisheri­
gen  Umweltgesetzen mit  d e n  dre i  
Grundprinzipien:  Ers tens  soll die Be­
kämpfung  des Lärms an d e r  Quel le  er­
folgen. was entsprechende Emissions­
begrenzungen notwendig macht .  Zwei­
tens soll durch geeignete Vorsorge e r ­
reicht werden ,  dass möglichst wenig  
konkre te  Belästigungen o d e r  Gefähr ­
dungen  durch  Lärm erfolgen. U n d  drit­
t ens  soll mit Massnahmen zu e iner  Ver­
h inde rung  von  schädlichen o d e r  lästi­
gen  Einwirkungen beigetragen werden .  
E b e n s o  wie beim Abfall- u n d  d e m  
Luftreinhaltegesetz ist im Gesetz  das  
Verursacherprinzip verankert :  «Wer 
Massnahmen  nach diesem Gese tz  ver­
ursacht .  trägt die Kosten dafür.» 

Endgültiges Aus für Kavernenspeicher Haldenstein 
Verhandlungen mit Gemeinde über Nutzung als Reservoir- Grund ist Revision des Gewässerschutzgesetzes 

Chur/Zürich (AP) Die heftig umstritte­
nen Pläne für die Lagerung von Heizöl in 
nackten Felskavernen im bündnerischen 
Haldenstein dürften endgültig vom Tisch 
sein. Die Zentralstelle für die Einfuhr 
flüssiger Treib- und Brennstoffe (Carbu-
ra), die hinter dem Projekt. steht, will 
demnächst mit der Gemeinde Halden­
stein Verhandlungen über die Nutzung 
einer Probekaveme als Wasserreservoir 
aufnehmen, wie ein Sprecher der Carbu-
ra am Freitag in Zürich zu einem Bericht 
der «Bündner Zeitung» bestätigte. 

Nach den Worten von Carbura-Direk-
tor Christian Hess hat die Carbura bisher 
zwar keinen formellen Beschluss gefasst, 
auf Haldenstein zu verzichten. Sie werde 
das auch demnächst nicht tun. Auch Mes­
sarbeiten, mit denen der Wasserdurch-
fluss durch den Fels des Calanda-Massivs 
bei Haldenstein erfasst wird, würden im 
Moment noch fortgesetzt. Dennoch sei 
klar, dass Haldenstein nicht zu verwirk­
lichen sei, sagte Hess. 

Breite Ablehnung des Projekts 
Grund dafür ist die Revision des Ge­

wässerschutzgesetzes, die in der vergan­
genen Sommersession vom Nationalrat 
beraten worden ist und jetzt zur Diffe­
renzbereinigung beim Ständerat liegt. 
Die Revision bringt einen Artikel, der 
das in Haldenstein vorgesehene System in 
der Schweiz untersagt. In den Beratun­

gen ist diese Bestimmung bisher unbe­
stritten geblieben. 

Das Aus für die Haldensteiner Kaver­
ne zeichnete sich allerdings schon vor drei 
Jahren ab, nachdem die Pläne in der  Ver­
nehmlassung zu einem Verordnungsent­
wurf des Eidgenössischen Departements 
des Innern auf breite Ablehnung bei den 
Kantonen und Umweltschutzorganisatio­
nen gestossen waren. Auch die deutschen 
Bundesländer Baden-Württemberg und 
Bayern sowie das österreichische Land 
Vorarlberg hatten sich gegen die Fels-
kaverne ausgesprochen. 

Auf Ablehnung stiess das Vorhaben 
vor allem wegen der  Gefahr einer Ver-
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schmutzung des Rheins und damit auch 
des Bodensees. Kavernenspreicher sind 
so angelegt, dass der hydrostatische 
Druck im Gestein ausserhalb der Kaver­
ne während des Betriebs grösser ist als 
der  Druck in der  Kaverne. Das Bergwas­
ser kommt dabei mit dem Lagergut in 
Kontakt, reichert sich mit Kohlenwasser­
stoffen an und muss nachträglich gerei­
nigt werden. 

Bisher hat die Carbura laut Hess rund 
sechs Millionen Franken in die Planung 
der  Anlage und den Bau einer Probeka­
verne investiert. Wie hoch die zusätzli­
chen Kosten für die Liquidation des Pro­
jekts sein werden, könne heute noch 
nicht gesagt werden. Das hänge vom Er­
gebnis der Gespräche mit der Gemeinde 
Haldenstein ab, die an der Nutzung der 
Kaverne als Wasserreservoir interessiert 
ist. 

Keine anderen Pläne für Öl-Lagerung 
Andere Projekte für die unterirdische 

Lagerung von ö l  wälze die Carbura 
nicht, sagte Hess weiter. Ausgangspunkt 
für das Projekt waren zu Beginn der 70er 
Jahre in erster Linie Sicherheitsbedürf­
nisse gewesen: man habe das Öl in kriegs­
tauglichen und sabotagesicheren Anlagen 
lagern wollen.»Dieser Gesichtspunkt ist 
!im Moment offenbar nicht mehr so aktu­
ell», fügte Hess hinzu. 

Die Feierlichkeiten 
zum Staatsfeiertag 

Am Dienstag, den 15. August feiert 
Liechtenstein seinen Staatsfeiertag. Das  
Programm der Festlichkeiten sieht für 
den Vormittag einen Festgottesdienst um 
9.30 Uhr  in der Pfarrkirche Vaduz mit 
feierlicher Chor- und Orchestermusik 
von Josef Gabriel Rheinberger vor. Aus­
führende sind der Kirchenchor zu St. Flo­
rin, das verstärkte Instrumental-Ensem­
ble Raetiana und Maceji Zborowski an 
der Orgel. Daran anschliessend findet um 
11.00 Uhr  auf Schloss Vaduz der Gratula­
tionsempfang für die Behörden statt. 

Das Abendprogramm beginnt u m  
19.00 Uhr  mit Platzkonzerten vor dem 
Vaduzer Rathaus (Jugendharmoniemusik 
Eschen) und auf dem Platz vor der Buch-
und Verlagsdruckerei an der Städtlestras-
se (Handharmonikaclub Schaan). Höhe­
punkt ist dann der Festakt auf der Markt­
platzgarage, der um 21.00 Uhr beginnt 
und vom Musikverein Konkordia Mauren 
und dem Männergesangsverein Mauren 
musikalisch bzw. gesanglich begleitet 
wird. Die Begrüssung obliegt dem Vadu­
zer Bürgermeister Arthur Konrad, die 
Gratulationsansprache wird vom Land­
tagsvizepräsidenten Josef Biedermann 
gehalten. Der  offizielle Festakt findet 
schliesslich mit dem traditionellen, gros­
sen Feuerwerk um ca. 21.45 Uhr  seinen 
krönenden Abschluss. Bei schlechtem 
Wetter würde der Festakt zum Staatsfei­
ertag in den Vaduzer Saal verlegt und im 
Anschluss daran das Feuerwerk abge­
brannt. Auskunft über die Abhaltung der  
Feierlichkeiten gibt Telefon 181. Alle 
Einwohner sind aufgerufen, am Staatsfei­
ertag zu Ehren S.D.  des1 Landesfürsten 
die Häuser zu beflaggen. 

Gratis mit dem Postauto nach Vaduz 
Am Staatsfeiertag ist die Benützung 

der Postautos ab 18.00 Uhr  kostenlos. 
Für die Besucher der abendlichen Feier 
in Vaduz steht von 18.00 bis 1.00 Uhr  ein 
wesentlich verstärktes Postautoangebot 
zur Verfügung. In dieser Zeit fahren die 
Postautos nach einem Sonderfahrplan, 
der rechtzeitig in den Landeszeitungen 
veröffentlicht wird. 

EG/Efta-Verhandlungen 
positiv beurteilt 

Bern (AP) Der  für die Aussenbezie-
hungen zuständige Vizepräsident der 
EG-Kommission, Frans Andriessen, und 
Bundespräsident Jean-Pascal Delamuraz 
beurteilen die bei Halbzeit angelangten 
informellen Verhandlungen in Brüssel 
zwischen der E G  und den Efta-Staaten 
positiv. Dies gab der Chef des Integra­
tionsbüros, Botschafter Jakob Kellenber-
ger am Freitag im Anschluss an die zwei­
stündige Arbeitssitzung bekannt, an der 
auch bilaterale Fragen, darunter die Ver­
kehrsprobleme zur Sprache kamen. 

Im Mittelpunkt stand die Lagebeurtei­
lung des sogenannten «Follow up» von 
Brüssel, die bei Halbzeit angelangt ist. In  
den letzten Monaten konzentrierten sich 
die Arbeiten auf die gemeinsame Sub­
stanz, während es jetzt bis zum nächsten 
Ministertreffen EG-Efta am 19. Dezem­
ber um institutionelle und rechtliche Fra­
gen geht. Von beiden Gesprächspartnern 
wurde laut Kellenberger eine positive Be­
urteilung vorgenommen. Es  sei viel ge­
meinsame Substanz erarbeitet worden. 
Sicher sei es jetzt noch zu früh, um zu 
sagen, in welche Richtung es weitergehe 
und ob nach dem Ministertreffen bereits 
substantielle Verhandlungen aufgenom­
men werden könnten, doch seien die Per­
spektiven günstig für weitere Fort­
schritte. 

Andriessen und Delamuraz waren sich 
auch einig darüber, dass die konkreten 
Arbeiten auf punktuellen Gebieten im 
«Follow up» von Luxemburg nicht ver­
nachlässigt werden dürfen. In dieser Run­
de wird auf 25 Gebieten punktuell und 
konkret geprüft, wo die Zusammenarbeit 
zwischen E G  und Efta verstärkt werden 
könnte. 


